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Anhang 

 

Übersichten zum Vergleich der rechtlichen Umsetzungsmöglichkeiten der Maßnahmen 

zur Anpassung an den Klimawandel 
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Wien Niederösterreich Burgenland 

I. Steuerung bzw. Entwicklung einer klimasensiblen Siedlungsstruktur (Siedlungserweiterung und Bestand) 

Keine gesetzliche Veranke-
rung der überörtlichen 

Raumplanung/Raumordnung 

§ 1 Begriffe und Leitziele:  Abs. 1 Z 5. 
Überörtliche Planung: die Festlegung 
einer bestimmten Nutzung durch eine 
Rechtsvorschrift des Landes oder Bun-
des oder die Beschränkung der Nut-
zung einer Grundfläche wie zum Bei-

spiel: Festlegung einer Straßentrasse, Er-
klärung zum Eisenbahngrundstück, zum 

Naturschutzgebiet oder zum Wasser-
schutz- oder Grundwasserschongebiet, 

zum Bann- oder Schutzwald, zum militäri-
schen Sperrgebiet, zur Flugplatz-Sicher-

heitszone und dergleichen; 
 

Abs. 2 Z 1 i) Vermeidung von Gefahren 
für die Gesundheit und Sicherheit der Be-

völkerung.  Sicherung der natürlichen 
Voraussetzungen zur Erhaltung des 

Kleinklimas, Abs. 2 Z 3 b) Anstreben ei-
ner möglichst flächensparenden ver-

dichteten Siedlungsstruktur, Abs. 2 Z 3 
h) Sicherung der Verfügbarkeit von 
Bauland für den gewidmeten Zweck 

 
Z 2. Besondere Leitziele für die überörtli-

che Raumordnung: […] b) Festlegung 
von Raumordnungsmaßnahmen […] zur 
Gewährleistung einer ausreichenden 
Versorgung und einer umweltgerech-
ten Entsorgung c) Festlegung sied-

lungstrennender Grünzüge und Sied-
lungsgrenzen zur Sicherung regionaler 
Siedlungsstrukturen und typischer Land-

schaftselemente. 

§ 1 Grundsätze und Ziele: Abs. 2. Z 1 
Die natürlichen Lebensgrundlagen 

sind zu schützen und pfleglich zu nut-
zen, um sie für die Zukunft in ausrei-
chender Güte und Menge zu erhalten. 

Insbesondere ist anzustreben: 
a) der Schutz des Bodens, der Pflan-

zen- und der Tierwelt; 
b)die Erhaltung der Reinheit der Luft 
und der Gewässer sowie des natürli-

chen Klimas;  
 

Z 5. Die Bevölkerung ist vor Gefähr-
dung durch Naturgewalten und Un-

glücksfälle außergewöhnlichen Umfan-
ges sowie vor Umweltschäden, -gefähr-
dungen und -belastungen durch rich-

tige Standortwahl dauergenutzter Ein-
richtungen, insbesondere unter Berück-
sichtigung der Siedlungsstruktur, best-

möglich zu schützen. 
 

Z 8. Die Erhaltung einer lebensfähi-
gen Land- und Forstwirtschaft ist si-
cherzustellen. Hierbei ist diese so zu 

entwickeln, dass sie in der Lage ist, die 
nachhaltige Versorgung der Bevölke-

rung mit Nahrungsmitteln und Rohstof-
fen von bester Qualität zu gewährleis-
ten und eine ökologisch intakte Natur 

zu erhalten. […] 
 

Z 13. Das Siedlungssystem soll derart 
entwickelt werden, dass die Bevölke-
rungsdichte eines Raumes mit seiner 
ökologischen und wirtschaftlichen 

Tragfähigkeit im Einklang steht und 
dass eine bestmögliche Abstimmung 

der Standorte für Wohnen, wirtschaftli-
che Unternehmen, öffentliche Dienst-
leistungseinrichtungen und Erholungs-

gebiete erreicht wird. 
II. Sicherung der Flächen für Grünräume in und zwischen Siedlungsstrukturen als mikroklimatische Aus-

gleichsflächen 

 

§ 3 Überörtliche Raumordnungspro-
gramme: (1) Die Landesregierung hat, 
wenn es zur planvollen Entwicklung 
des Landesgebietes erforderlich ist, 

Raumordnungsprogramme für das Land, 
für Regionen oder für einzelne Sachbe-

reiche aufzustellen und zu verordnen. Bei 
der Aufstellung der überörtlichen Raum-
ordnungsprogramme ist von den Leitzie-
len dieses Gesetzes sowie von den Er-

gebnissen aufbereiteter Entschei-
dungsgrundlagen auszugehen; die an-

gestrebten Ziele sind festzulegen und 
jene Maßnahmen zu bezeichnen, die 

zur Erreichung der Ziele gewählt wur-
den. Dabei kann zwischen verbindlichen 

§ 3 Landesraumordnungsplan: Abs. 1 
Im Rahmen der überörtlichen Raumpla-
nung hat die Landesregierung für Maß-
nahmen, die in erheblichem Ausmaß 
nachteilige Auswirkungen auf die 

Umwelt erwarten lassen, durch Ver-
ordnung einen Landesraumord-

nungsplan zu erlassen. 
Abs. 2) Der Landesraumordnungsplan 
hat das gesamte Landesgebiet unter 

Berücksichtigung der im § 1 Abs. 2 fest-
gelegten Grundsätze und Ziele räumlich 
funktionell zu gliedern und Verbotszo-
nen und Eignungszonen für Maßnah-
men im Sinne des Abs. 1 festzulegen. 
Zu den Verbotszonen gehören jeden-
falls Natur- und Landschaftsschutzge-
biete und geschützte Landschaftsteile 
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Festlegungen und Richtwerten unter-
schieden werden. 

(3) Die Landesregierung hat als Grund-
lage für Festlegungen in überörtlichen 

Raumordnungsprogrammen die natur-
räumlichen, sozialen, wirtschaftlichen 

und kulturellen Gegebenheiten des 
Landesgebietes zu erfassen, deren 

Veränderungen zu beobachten und die 
Entwicklungstendenzen zu erforschen. 

 
§ 6 Wirkungen der Raumordnungspro-
gramme: (3) Siedlungsgrenzen, wie sie 
in den jeweiligen Anlagen der überörtli-
chen Raumordnungsprogramme textlich 
und grafisch festgelegt sind, sind bei der 
Flächenwidmung wie folgt einzuhalten: 
1. Lineare Siedlungsgrenzen: Diese 

dürfen bei neuen Baulandwidmungen o-
der bei der Widmung Grünland-Kleingär-
ten oder Grünland-Campingplätze nicht 

überschritten werden. 
2. Flächige Siedlungsgrenzen: Diese 

umschließen die bestehenden Siedlungs-
gebiete zur Gänze. Dies bewirkt, dass die 
darin bereits gewidmete Baulandmenge 
(einschließlich allfälliger Verkehrsflächen 
sowie Grünland-Kleingärten und Grün-
land-Campingplätze) nicht vergrößert 

werden darf, wobei die nachgewiesen er-
forderliche und befristete Widmung von 
Bauland-Sondergebiet für die Errichtung 

von öffentlichen Einrichtungen ausge-
nommen ist. Weiters darf dieses Sied-

lungsgebiet abgerundet werden, wenn im 
jeweiligen Widmungsverfahren die Wid-
mung einer zusätzlichen Baulandfläche 
durch die Rückwidmung einer gleich 
großen, nicht mit einem Hauptgebäude 
bebauten Fläche in einer von einer flä-

chigen Siedlungsgrenze umschlossenen 
Baulandfläche ausgeglichen wird und der 
Abtausch entweder innerhalb einer Wid-
mungsart des Wohnbaulandes oder zwi-
schen Bauland-Betriebsgebiet, Bauland-
Verkehrsbeschränktes Betriebsgebiet, 
Bauland-Industriegebiet und Bauland-

Verkehrsbeschränktes Industriegebiet er-
folgt.  

 
§ 10 Regionale Raumordnungspro-

gramme: (1) Regionale Raumordnungs-
programme sind für jene Teile des Lan-
des aufzustellen, in denen dies zur plan-
vollen regionalen Entwicklung notwendig 

ist. 
(2) Der Geltungsbereich der regionalen 
Raumordnungsprogramme ist nach ge-
meinsamen Problemen, Schwerpunk-
ten, geografischen Besonderheiten 

und Zielsetzungen für die künftige Ent-
wicklung abzugrenzen. Dabei sollen 

überschaubare Einheiten, die auch zur 
Identitätsstiftung in der betroffenen Re-

gion beitragen, gebildet werden. 

im Sinne des Burgenländischen Natur-
schutz- und Landschaftspflegegesetzes 

- NG 1990, LGBl. Nr. 27/1991. 
 

§ 4 Vorbehaltsflächen Abs. 1 Im Lan-
desraumordnungsplan können inner-

halb der Eignungszonen für Maßnah-
men im Sinne des § 3 Abs. 1 Vorbe-
haltsflächen ausgewiesen werden, 

wenn ein konkreter Bedarf gegeben ist, 
dessen Deckung im öffentlichen Inte-

resse liegt. Dabei sind ebenfalls die im 
§ 1 Abs. 2 festgelegten Grundsätze und 
Ziele zu berücksichtigen. Für das Ver-

fahren ist § 3 Abs. 3 bis 6 anzuwenden. 
 

§ 13 Entwicklungsprogramm: Abs. 1 
Die Landesregierung hat durch Verord-
nung Entwicklungsprogramme aufzu-

stellen. 
Abs. 2 Ein Entwicklungsprogramm hat 

die den Gegebenheiten der Natur, den 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturel-

len Erfordernissen entsprechenden 
Zielsetzungen der planmäßigen und vo-
rausschauenden Gesamtgestaltung des 
Landesgebietes oder einzelner Landes-

teile (Regionales Entwicklungspro-
gramm) festzulegen und soll die zu ih-
rer Erreichung erforderlichen Maßnah-
men aufzeigen. Es hat auch Grunds-
ätze der örtlichen Raumplanung zu 

enthalten. 
Abs. 3 Soweit einzelne Ziele der 

überörtlichen Raumplanung vordringlich 
sind, können in Entwicklungsprogram-

men nur jene besonderen Zielsetzun-
gen und die zu ihrer Erreichung er-
forderlichen Maßnahmen festgelegt 
werden, die für die Entwicklung des 
Planungsgebietes im Sinne der Ziel-
setzungen der überörtlichen Raum-

planung erforderlich sind, sofern 
dadurch die geordnete Gesamtentwick-
lung des Planungsgebietes nicht beein-
trächtigt wird (Sektorales Entwicklungs-

programm). 
Abs. 4 Bei der Ausarbeitung eines 

Entwicklungsprogrammes sind insbe-
sondere die in § 1 Abs. 2 festgelegten 
Grundsätze und Ziele zu berücksichti-

gen. 
Abs. 5 Bei der Aufstellung eines 

Entwicklungsprogrammes hat die Lan-
desregierung auf die Planungen und die 

für die Raumplanung bedeutsamen 
Maßnahmen des Bundes, der benach-
barten Bundesländer, der Gemeinden 

und anderer Planungsträger Bedacht zu 
nehmen. 

 
§ 16 Strategische Umweltprüfung: 

Abs. 1 Landesraumordnungspläne und 
Entwicklungsprogramme sind während 
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(3) In regionalen Raumordnungsprogram-
men sind aufgrund der typischen Prob-
lemlagen die anzustrebenden Ziele zu 

bezeichnen und jene Maßnahmen festzu-
legen, die zu deren Erreichung notwendig 
sind. Ziele und Maßnahmen sind insbe-

sondere auszurichten auf: 
 - die Erhaltung und Nutzung der natur-

räumlichen Ressourcen 
 - die Entwicklung der regionalen Sied-

lungsstruktur 
 - die Absicherung der erforderlichen 

Infrastruktur 
 

§ 12 Überörtliche Raumordnungs- und 
Entwicklungskonzepte: Zur Abstim-

mung von raum- und/oder sachbereichs-
bezogenen Entwicklungsvorstellungen 
und -maßnahmen durch das Land NÖ 

können von der Landesregierung für das 
gesamte Landesgebiet oder für einzelne 
Regionen Raumordnungs- und Entwick-

lungskonzepte erstellt werden. 
In derartigen Raumordnungs- und Ent-
wicklungskonzepten sind insbesonders 
die Themenbereiche Europaschutzge-

biete, Wirtschaft, Arbeitsmarkt, Verkehr, 
Bevölkerungsentwicklung, Gesundheit, 

Soziales und Bildung zu berücksichtigen. 
Gemeinden und Land können überört-

liche Raumordnungs- und Entwick-
lungskonzepte in einem gemeinsamen 
Prozess, wie einer regionalen Leitpla-
nung, erarbeiten. Die Umsetzung von 

überörtlichen Entwicklungskonzepten ist 
im Rahmen der Ziele und Maßnahmen 

der nachgeordneten Planungen anzustre-
ben. 

 
§ 4 Verfahren: (1) Bei Aufstellung eines 

überörtlichen Raumordnungsprogrammes 
ist eine strategische Umweltprüfung 
durchzuführen. Dies gilt auch für Ände-

rungen, 
 

der Ausarbeitung und vor ihrer Erlas-
sung und Änderung einer Umweltprü-

fung zu unterziehen, 
 

§ 17 Umweltbericht: Abs. 1 Im Rah-
men der Umweltprüfung ist ein Umwelt-
bericht zu erstellen, der in den Entwurf 
des Landesraumordnungsplanes oder 
des Entwicklungsprogrammes aufzu-

nehmen ist. Der Umweltbericht hat die 
voraussichtlichen erheblichen Auswir-

kungen, die die Durchführung des Lan-
desraumordnungsplanes oder des Ent-
wicklungsprogrammes auf die Umwelt 

hat, zu ermitteln, zu beschreiben und zu 
bewerten. Dabei sind auch vertretbare 
Alternativen, die die Ziele und den geo-
graphischen Anwendungsbereich des 
Landesraumordnungsplanes berück-

sichtigen, zu ermitteln, zu beschreiben 
und zu bewerten. 
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Wien Niederösterreich Burgenland 
Vorsorgliches Freihalten bzw. Wiederherstellung von Flächen für Kaltluftproduktion und -leitung 

§ 4. Inhalt der Flächenwidmungs-
pläne:  

(2) In den Flächenwidmungsplänen 
können folgende Widmungen der 

Grundflächen ausgewiesen werden: 
A. Grünland: a) ländliche Gebiete; b) 
Erholungsgebiete, und zwar: 1. Park-

anlagen, 2. Kleingartengebiete, 3. 
Kleingartengebiete für ganzjähriges 
Wohnen, 4. Sport- und Spielplätze, 

[…] 7. sonstige für die Volksgesund-
heit und Erholung der Bevölkerung 

notwendige Grundflächen; 
c) Schutzgebiete, und zwar: 1. der 

Wald- und Wiesengürtel, in dem ört-
lich begrenzte Teile ausgewiesen wer-
den können, die der landwirtschaftli-
chen Nutzung vorzubehalten sind, 2. 

Parkschutzgebiete; 
 

§ 6.  Zulässige Nutzungen: (1) Länd-
liche Gebiete sind bestimmt für land- 
und forstwirtschaftliche oder berufs-
gärtnerische Nutzung. In ländlichen 
Gebieten dürfen nur Bauwerke er-

richtet werden, die landwirtschaftli-
chen, forstwirtschaftlichen oder be-
rufsgärtnerischen Zwecken dienen 
und das betriebsbedingt notwen-
dige Ausmaß nicht überschreiten. 

Hiezu gehören auch die erforderlichen 
Wohngebäude. Zulässig ist ferner die 

Errichtung von Bauwerken, die öffentli-
chen Zwecken dienen. 

(2) Erholungsgebiete dienen der Er-
holung und der Gesundheit. Soweit 

der Bebauungsplan gemäß § 5 Abs. 4 
lit. e nicht anderes bestimmt, dürfen in-
nerhalb der im § 4 Abs. 2 Punkt A lit. b 
genannten Widmungen Bauwerke nur 
insoweit errichtet werden, als sie für 
die Benützung und Erhaltung dieser 
Gebiete erforderlich sind. […] Klein-
gartengebiete enthält das Wiener 

Kleingartengesetz. 
(3) Der Wald- und Wiesengürtel ist 

bestimmt für die Erhaltung und Schaf-
fung von Grünflächen zur Wahrung 

der gesundheitlichen Interessen der 
Bewohner der Stadt und zu deren Er-

holung in freier Natur; die land- und 
forstwirtschaftliche Nutzung solcher 

Grünflächen ist zulässig. Es dürfen nur 
Bauwerke kleineren Umfanges errich-
tet werden, […] (3a) Auf Flächen des 

Wald- und Wiesengürtels, die der 
landwirtschaftlichen Nutzung vorzube-

halten sind, sind landwirtschaftliche 
Nutzbauwerke im betriebsbedingt not-
wendigen Ausmaß zulässig, die keine 

Wohnräume enthalten. 
(4) Parkschutzgebiete sind bestimmt 
für das Anlegen von Gartenanlagen; in 

Parkschutzgebieten dürfen nur die 
nach den Bestimmungen des Bebau-
ungsplanes (§ 5 Abs. 4 lit. e) zulässi-
gen Bauwerke errichtet werden. […] 

§ 1 Begriffe und Leitziele: Abs. 2 Z 3 
d) Klare Abgrenzung von Ortsberei-

chen gegenüber der freien Land-
schaft. 

Abs. 2 Z 3 g) Verwendung von für die 
land- und forstwirtschaftliche Nut-

zung besonders gut geeigneten Bö-
den für andere Widmungen nur dann, 
wenn geeignete andere Flächen nicht 

vorhanden sind. 
Abs. 2 Z 3 j) Planung eines Netzes 

von verschiedenartigen Spiel- und 
Freiräumen für Kinder und Erwach-

sene. 
 

§ 13 Örtliches Raumordnungspro-
gramm 

Abs. 5  Die Gemeinde hat als Grund-
lage für die Aufstellung oder Änderung 
des örtlichen Raumordnungsprogram-
mes den Zustand des Gemeindege-
bietes durch Untersuchung der natur-
räumlichen, wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Gegebenheiten zu er-
forschen […] Bei der Aufstellung ist 

das Ergebnis insbesondere darzustel-
len in: 1. Plänen mit folgendem Inhalt: 
naturräumliche Gegebenheiten […] 

Landschaftskonzept,  Entwick-
lungskonzept 

 
§ 14 Flächenwidmungsplan 

Abs. 2 Z 4.Der Sicherstellung von für 
die land- und forstwirtschaftliche 

Produktion wertvollen Flächen 
Abs. 2 Z 9. Bei der Weiterentwicklung 
der Siedlungsstrukturen ist das erfor-
derliche Ausmaß an grüner Infra-

struktur (Freiflächen, Gebäudebegrü-
nungen u. dgl.) zum Zwecke der Kli-
mawandelanpassung, zur Sicherung 
geeigneter und gefahrlos erreichbarer 
Naherholungseinrichtungen für die Be-

völkerung sowie zum Management 
des an der Geländeoberfläche abflie-
ßenden Niederschlagswassers zu er-
mitteln und geeignete Maßnahmen für 
die Sicherstellung der Umsetzung stra-

tegisch zu verankern. 
Abs. 2 Z 16. Bei der Festlegung der 
Widmungsarten außerhalb von Orts-

bereichen ist die zusammenhän-
gende landwirtschaftliche Flur in 

günstigem Zuschnitt zu erhalten und 
die Vernetzung wertvoller Grünlandbe-
reiche und Biotope (einschließlich öko-

logischer Vermeidungs-, Verminde-
rungs- und Ausgleichsmaßnahmen) si-

cherzustellen. 
Abs. 2. Z 21 Sofern ein örtliches Ent-
wicklungskonzept nichts anderes be-
stimmt, ist bei der Erstwidmung und 
der Änderung der Widmungsart des 

Baulandes ab einer Fläche von einem 
Hektar unter Berücksichtigung der 
Umgebung sowie der angestrebten 

Widmung zu prüfen, mit welchen Maß-
nahmen eine künftige Bebauung in der 
Form sichergestellt werden kann, dass 
sie optimal den Anforderungen der Kli-
mawandelanpassung, der Naherho-
lung, der Grünraumvernetzung und 
dem Oberflächenwassermanagement 

§ 32 
Inhalt des Flächenwidmungsplanes: 
(1) Im Flächenwidmungsplan sind die 
Widmungsarten Bauland, Verkehrsflä-

chen und Grünflächen festzulegen. 
Nach Bedarf können auch Vorbehalts-
flächen (§ 41) ausgewiesen werden. 
§ 40 Grünflächen: (1) Alle Flächen, 
die nicht als Bauland, Verkehrsfläche 
oder Vorbehaltsfläche gewidmet sind, 

sind Grünflächen. (2) Grünflächen 
nicht landwirtschaftlicher Nutzung sind 

im Flächenwidmungsplan entspre-
chend ihrer Verwendung gesondert 

auszuweisen. 
(u.a. Hausgärten, Parkanlage, gestal-
tete Grünanlagen, Erholungsgebiet, 

gemäß § 1 Abs. 4 der Planzeichenver-
ordnung für Digitale Flächenwid-

mungspläne 2008) 
 

§ 40a Gesondert zu kennzeichnen-
des Aufschließungsgebiet für Grün-

land 
(1) Grünflächen gemäß § 40 Abs. 2 
und 3, deren uneingeschränkter wid-
mungsgemäßer Verwendung zur Zeit 
der Planerstellung öffentliche Interes-
sen entgegenstehen, können als ge-

sondert zu kennzeichnendes Auf-
schließungsgebiet gewidmet werden, 

wenn durch Ergreifung bestimmter 
Maßnahmen die uneingeschränkte 
Eignung für die widmungsgemäße 
Nutzung hergestellt werden kann. 
Diese Eignung liegt insbesondere 

nicht vor: 
1. bei einer Gefährdung durch Hang-
wasser (pluviales Hochwasser),2. bei 

einer Gefährdung durch Hangrut-
schung,3. bei einer Gefährdung des 

Landschafts- und Ortsbildes, die durch 
Festlegung von Bebauungsbestim-

mungen ausgeräumt werden kann so-
wie 4. bei nicht dem Stand der Technik 
entsprechenden siedlungswasserwirt-
schaftlichen Anlagen (Wasserversor-

gung und Abwasserentsorgung). 
(2) Als Maßnahmen kommen insbe-
sondere in Betracht: 1. die Erstellung 

eines Hangwasserkonzeptes für durch 
Hangwasser gefährdete Gebiete,2. die 
Erstellung eines Hangsicherungskon-
zeptes für durch Hangrutschung ge-

fährdete Gebiete, 3. die Erlassung von 
Bebauungsbestimmungen für Gebiete, 
bei denen eine Gefährdung des Land-
schafts- und Ortsbildes besteht sowie 
4. die Erstellung eines Maßnahmen-

konzeptes für die relevanten Bereiche 
der Siedlungswasserwirtschaft. 

(3) Die Maßnahmen zur Herstellung 
einer uneingeschränkten Eignung für 

die widmungsgemäße Nutzung gemäß 
Abs. 2 sind in der Verordnung gemäß 
§ 31 Abs. 3 rechtsverbindlich als Vo-
raussetzung für eine Freigabe des 
Grünlandes unter sinngemäßer An-

wendung von § 45 Abs. 2 festzulegen. 
(4) Der Gemeinderat hat unter sinnge-

mäßer Anwendung von § 45 Abs. 2 
durch Verordnung festzustellen, dass 
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entspricht. Die gewählten Maßnahmen 
sind in geeigneter Form sicherzustel-

len. 
 

§ 20 Grünland 
Abs. 2 Das Grünland ist entsprechend 
den örtlichen Erfordernissen und na-
turräumlichen Gegebenheiten in fol-
gende Widmungsarten zu gliedern: 

1a. Land- und Forstwirtschaft: 
2. Grüngürtel: Flächen zur Gestaltung 
des Orts- und Landschaftsbildes und 
zur Trennung von sich gegenseitig 
beeinträchtigenden Nutzungen (ein-
schließlich immissionsabschirmender 

Maßnahmen) sowie Flächen mit ökolo-
gischer Bedeutung. Die Gemeinde hat 
die Funktion und erforderlichenfalls die 
Breite des Grüngürtels im Flächenwid-

mungsplan festzulegen.[…] 
12. Parkanlagen: Flächen, die zur Er-

holung und/oder Repräsentation im 
Freien dienen und nach einem Ge-

samtkonzept gestaltet und bepflanzt 
sind oder werden sollen. 

17. Wasserflächen: Flächen für flie-
ßende oder stehende Gewässer. 

18. Freihalteflächen: Flächen, die 
aufgrund öffentlicher Interessen 

(Hochwasserschutz, Umfahrungsstra-
ßen, besonders landschaftsbildprä-

gende Freiräume u. dgl.) von jeglicher 
Bebauung freigehalten werden sollen. 

Der Zweck der Freihaltefläche darf 
durch einen Zusatz zur Signatur aus-

drücklich festgelegt werden. 
Abs. 8 Gemeinden, die durch ein 
überörtliches Raumordnungspro-

gramm dazu ermächtigt sind, dürfen 
Offenlandflächen für offene und un-
bewaldete Landschaftsteile festle-
gen, die typische Elemente der erhal-
tenswerten Kulturlandschaft bilden und 

aus Gründen der Agrarstruktur, des 
Fremdenverkehrs, der Siedlungsstruk-

turen sowie des Orts- und Land-
schaftsbildes auch weiterhin offen blei-
ben sollen. Diese Festlegung von Of-
fenlandflächen ist nur in Verbindung 

mit den Grünlandwidmungsarten 
Land- und Forstwirtschaft, Parkanla-

gen, Ödland/Ökofläche und Freihalte-
flächen zulässig. 

die Maßnahmen, welche eine uneinge-
schränkte Eignung für die widmungs-
gemäße Nutzung herbeiführen, voll-

ständig umgesetzt worden sind. 

Wien Niederösterreich Burgenland 
Vorsorgliches Freihalten bzw. Wiederherstellung von Flächen für Kaltluftproduktion und –leitung 
 Festsetzung von Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind und ihre Nutzung, Grünflächen, Wasserflä-

chen, Flächen für Land- und Forstwirtschaft, Festsetzung zu öffentlichen Grünflächen 

§ 5. Inhalt der Bebauungspläne: 
Abs. 4 Über die Festsetzungen nach 
Abs. 2 und 3 hinaus können die Be-

bauungspläne zusätzlich enthalten:. p 
die Anordnung der gärtnerischen Aus-
gestaltung unbebauter Grundflächen; 

[…] s) Bestimmungen über die Ausge-
staltung von Einfriedungen oder 

das Verbot ihrer Herstellung 
 

§ 30 Inhalt des Bebauungsplans: 
Abs. 2 Im Bebauungsplan dürfen ne-
ben den in Abs. 1 vorgesehenen Re-
gelungen für das Bauland festgelegt 
werden: 7. Freiflächen und deren 

Ausgestaltung, […] 13. die Gestal-
tung der Einfriedung von Grundstü-
cken gegen öffentliche Verkehrsflä-
chen oder Parks, die Verpflichtung 

zum Bau solcher Einfriedungen oder 
deren Verbot […] 

§ 47 Inhalt des Bebauungspla-
nes (Teilbebauungsplanes): Abs. 2 Im 
Bebauungsplan (Teilbebauungsplan) 

können weiters festgelegt werden: […] 
2. die Darstellung der innerhalb des 
Baulandes gelegenen Grünflächen, 
zB für Kleinkinder- und Kinderspiel-
plätze, Sitzplätze und dgl.; […] 7. die 
Errichtung und Gestaltung von Ein-

friedungen 
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Wien Niederösterreich Burgenland 

Steuerung bzw. Entwicklung einer klimasensiblen Siedlungsstruktur (Siedlungserweiterung und Bestand) 
 Ziele 

§ 1. Festsetzung und Abänderung 
der Flächenwidmungspläne und der 

Bebauungspläne: (1) Die Flächen-
widmungspläne und die Bebauungs-

pläne dienen der geordneten und 
nachhaltigen Gestaltung und Entwick-

lung des Stadtgebietes. 
(2) Bei der Festsetzung und Abände-
rung der Flächenwidmungspläne und 
der Bebauungspläne ist insbesondere 

auf folgende Ziele Bedacht zu neh-
men: […] 4. Erhaltung, beziehungs-
weise Herbeiführung von Umweltbe-
dingungen, die gesunde Lebens-

grundlagen, insbesondere für Woh-
nen, Arbeit und Freizeit, sichern, und 

Schaffung von Voraussetzungen für 
einen möglichst sparsamen und 
ökologisch sowie mit dem Klima 

verträglichen bzw. dem Klimawan-
del entgegenwirkenden Umgang mit 
Energieressourcen und anderen na-
türlichen Lebensgrundlagen sowie 

dem Grund und Boden; 
 

§ 1 Begriffe und Leitziele: Abs. 2 Z 1 
i) Vermeidung von Gefahren für die 

Gesundheit und Sicherheit der Bevöl-
kerung.  Sicherung der natürlichen 

Voraussetzungen zur Erhaltung des 
Kleinklimas, Abs. 2 Z 3 b) Anstreben 

einer möglichst flächensparenden 
verdichteten Siedlungsstruktur, 

Abs. 2 Z 3 h) Sicherung der Verfüg-
barkeit von Bauland für den gewid-

meten Zweck 
 

§ 13 Örtliches Raumordnungspro-
gramm: Abs. 3 Im örtlichen Entwick-

lungskonzept sind grundsätzliche Aus-
sagen zur Gemeindeentwicklung zu 

treffen, insbesondere zur angestrebten 
[…] Siedlungs- und Standortentwick-
lung, […] Sicherung des Grünlandes 
und landwirtschaftlicher Produkti-

onsflächen 

§ 24 Sparsamer Umgang mit Bau-
land und Maßnahmen zur Bauland-

mobilisierung: (1) Die Örtliche Raum-
planung hat den sparsamen Umgang 
mit Bauland als besonders wichtiges 
Planungsziel zu berücksichtigen. […] 
(2) Bereits gewidmetes Bauland ist zu 
nutzen. […](5) Im Interesse der Bau-
landmobilisierung können auch Zu-

sammenlegungsübereinkommen ab-
geschlossen werden. 

Gebäudestellung und Durchlüftung 
 Festsetzung Gebäudeausrichtung, Höhe 
 Durchlüftungsoptimierte Stellung baulicher Anlagen, 

§ 4.  Inhalt der Flächenwidmungs-
pläne: C. Bauland: a) Wohngebiete 

[…] b) Gartensiedlungsgebiete […] c) 
gemischte Baugebiete […] d) Indust-

riegebiete,. 

§ 14 Flächenwidmungsplan: Abs. 2. 
Z 21 Sofern ein örtliches Entwick-
lungskonzept nichts anderes be-

stimmt, ist bei der Erstwidmung und 
der Änderung der Widmungsart des 

Baulandes ab einer Fläche von einem 
Hektar unter Berücksichtigung der 
Umgebung sowie der angestrebten 

Widmung zu prüfen, mit welchen Maß-
nahmen eine künftige Bebauung in der 
Form sichergestellt werden kann, dass 
sie optimal den Anforderungen der 

Klimawandelanpassung, der Naher-
holung, der Grünraumvernetzung und 
dem Oberflächenwassermanagement 
entspricht. Die gewählten Maßnahmen 
sind in geeigneter Form sicherzustel-

len. 
§ 15 Widmungen, Kenntlichmachun-
gen und Widmungsverbote: Wohn-

gebiete für nachhaltige Bebauung, 
§ 16 Bauland: Abs. 1. Z 8. Wohnge-
biete für nachhaltige Bebauung, Abs. 

1. Z 9. Kerngebiete für nachhaltige Be-
bauung […] Abs. 4 Zur Sicherung ei-
ner geordneten Siedlungsentwicklung 
sowie zur Sanierung und/oder Siche-
rung von Altlasten bzw. Verdachtsflä-
chen kann das Bauland in verschie-

dene Aufschließungszonen unterteilt 
werden 

 
§ 17 Baulandmobilisierung, Sonder-
formen der Vertragsraumordnung: 
Abs. 3 Aus Anlass der Erstwidmung 
von Bauland und der Änderung der 
Widmungsart des Baulandes darf die 

Gemeinde mit Grundeigentümern Ver-
träge abschließen, durch die sich die 
Grundeigentümer bzw. diese für ihre 

§ 32 Inhalt des Flächenwidmungs-
planes: (1) Im Flächenwidmungsplan 
sind die Widmungsarten Bauland, Ver-
kehrsflächen und Grünflächen festzu-
legen. Nach Bedarf können auch Vor-
behaltsflächen (§ 41) ausgewiesen 

werden. 
 

§ 33 Bauland: (1) Als Bauland sind 
nur solche Flächen vorzusehen, die 
sich auf Grund natürlicher Voraus-

setzungen für die Bebauung eignen 
und den voraussichtlichen Baulandbe-

darf der Gemeinde zu decken im-
stande sind. […](2) […] Mängel in der 
Grundstücksstruktur, die einer geord-
neten und flächensparenden Bebau-

ung und entsprechenden Erschließung 
entgegenstehen, sind durch Zusam-
menlegungsübereinkommen (§ 24 

Abs. 4) zu beseitigen. 
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Rechtsnachfolger zur Erfüllung ver-
pflichten. Derartige Verträge dürfen 

insbesondere folgende Inhalte aufwei-
sen: 

1. die Verpflichtung, Grundstücke in-
nerhalb einer bestimmten Frist (maxi-
mal sieben Jahre) zu bebauen bzw. 

der Gemeinde zum ortsüblichen Preis 
anzubieten; 2. bestimmte Nutzungen 
durchzuführen oder zu unterlassen; 
3. Maßnahmen zur Erreichung oder 
Verbesserung der Baulandqualität 

und zur Verbesserung der Sied-
lungsstruktur im Hinblick auf die 

besonderen Leitziele für die örtliche 
Raumordnung (§ 1 Abs. 2 Z 3). Dazu 
zählen insbesondere sämtliche Infra-
strukturmaßnahmen, die im Zusam-
menhang mit der Widmung von Bau-
land unmittelbar oder voraussichtlich 
in einem Planungszeitraum von zehn 
Jahren erforderlich werden, dies auch 
unter besonderer Berücksichtigung 
der Folgen des Klimawandels, ein-
schließlich des notwendigen Ausbaus 

der sozialen Infrastruktur. 
Straßenausrichtung und Querschnitte 

 Festsetzung Straßenquerschnitte 
§ 4.  Inhalt der Flächenwidmungs-
pläne: B. Verkehrsbänder: Als Ver-

kehrsbänder können Straßenzüge und 
Verkehrswege von übergeordneter Be-
deutung ausgewiesen werden; als sol-
che können auch die durch Akte der 
Vollziehung des Bundes auf dem Ge-
biet des Verkehrswesens (Art. 10 Abs. 
1 Z. 9 des Bundes-Verfassungsgeset-
zes) in Anspruch genommene Grund-

flächen ausgewiesen werden. 

§ 19 Verkehrsflächen: (1) Als Ver-
kehrsflächen sind solche Flächen vor-
zusehen, die dem ruhenden und flie-
ßenden Verkehr dienen und für das 

derzeitige sowie künftig abschätzbare 
Verkehrsaufkommen erforderlich sind. 
Sofern die Verkehrsflächen nicht aus-
drücklich als private festgelegt sind, 
sind sie als öffentliche anzusehen. 

§ 39 Verkehrsflächen: Als Verkehrs-
flächen sind solche Flächen vorzuse-
hen, die der Abwicklung des Verkehrs 
oder der Aufschließung des Baulandes 
und des Grünlandes dienen. Dazu ge-
hören auch die für die Erhaltung und 
den Schutz der Verkehrsanlagen und 
Versorgungsleitungen erforderlichen 

Flächen. 
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§ 5.Inhalt der Bebauungspläne: (2) Die 
Bebauungspläne haben zu enthalten: a) Die 
Widmungen der Grundflächen und der dar-
über- oder darunterliegenden Räume; b) die 
Fluchtlinien; c) für Verkehrsflächen die Hö-
henlagen und die Breiten sowie die insbe-
sondere durch Mindestmaße festgelegte 

Ausgestaltung der Querschnitte. (3) Neben 
den Festsetzungen nach Abs. 2 haben die 

Bebauungspläne im Bauland mit Ausnahme 
der Gartensiedlungsgebiete und der Indust-

riegebiete entweder a) die Bauklassen 
(§ 75) und Bauweisen (§ 76) oder b) die 

Strukturen (§ 77) 
 

§ 29 Erlassung des Bebauungsplans: 
Abs. 1 Von den Ergebnissen der Grundla-
genforschung ausgehend und auf Grund 

des örtlichen Raumordnungsprogrammes, 
insbesonders seiner Zielsetzung, hat der 
Bebauungsplan die Regeln für die Bebau-

ung und die Verkehrserschließung festzule-
gen. 

 
§ 30 Inhalt des Bebauungsplans: Abs. 1 
Im Bebauungsplan sind für das Bauland 

festzulegen: 1. die Straßenfluchtlinien, 2. die 
Bebauungsweise und 3. die Bebauungs-
höhe oder die höchstzulässige Gebäude-

höhe. 

§ 46 Bebauungsplan und Teilbebauungs-
plan: Abs. 2 Der Gemeinderat kann die 

Einzelheiten der Bebauung der durch den 
Flächenwidmungsplan als Bauland, Grünflä-
chen gemäß § 40 Abs. 2 und 3 oder Vorbe-
haltsflächen gewidmeten Teile des Gemein-
degebietes durch den Bebauungsplan oder 
hinsichtlich einzelner Gebiete des Baulan-
des, der Grünflächen gemäß § 40 Abs. 2 

und 3 oder der Vorbehaltsflächen durch ei-
nen Teilbebauungsplan festlegen. 

Abs. 4 Bei der Aufstellung der Bebauungs-
pläne (Teilbebauungspläne) ist die räumli-
che Verteilung der Gebäude und Einrich-
tungen nach Möglichkeit so festzulegen, 

dass eine gegenseitige Beeinträchtigung 
vermieden wird. 

Gebäudestellung und Durchlüftung 
 Festsetzung Gebäudeausrichtung, Höhe 
 Durchlüftungsoptimierte Stellung baulicher Anlagen, 

§ 5.Inhalt der Bebauungspläne:  (4) Über 
die Festsetzungen nach Abs. 2 und 3 hin-

aus können die Bebauungspläne zusätzlich 
enthalten: […] d) Bestimmungen über die 
flächenmäßige beziehungsweise volu-
menbezogene Ausnützbarkeit der Bau-

plätze und der Baulose oder von Teilen da-
von; […] h) Bestimmungen über die Gebäu-
dehöhe, im Bauland bei Festsetzung einer 
Bauklasse nur bis zu deren Grenzen, ferner 
über die Höhe von sonstigen Bauwerken, 
sowie über die höchstens zulässige Zahl 
der Geschosse, die zur Gänze oder zu ei-

nem Teil über dem anschließenden Ge-
lände liegen; i) die Massengliederung, die 
Anordnungen oder das Verbot der Staffe-

lung der Baumassen und die Beschränkung 
oder das Verbot der Herstellung von Vor-
bauten; […] (6) In den Bebauungsplänen 
können folgende Fluchtlinien festgesetzt 

werden: a) Baulinien […] b) Straßenfluchtli-
nien […] c) Verkehrsfluchtlinien[…] d) 

Grenzfluchtlinien […] e) Baufluchtlinien[…] f) 
Grenzlinien, 

§ 31 Regelung der Bebauung: Abs. 1 Die 
Bebauungsweise regelt die Anordnung der 
Hauptgebäude auf dem Grundstück. Sind 
auf dem Grundstück mehrere Baulandflä-

chen abgegrenzt, dürfen dafür unterschiedli-
che Bebauungsweisen festgelegt werden. 
[…] Abs. 5 Im Bebauungsplan darf festge-
legt werden, dass bestimmte Baufluchtli-
nien auch als Abgrenzungen innerhalb 

eines Planungsbereiches gelten, über die 
ausnahmslos nicht hinausgebaut werden 

darf (absolute Baufluchtlinie). 

§ 47 Inhalt des Bebauungsplanes (Teilbe-
bauungsplanes): Abs. 1 Durch den Bebau-
ungsplan (Teilbebauungsplan) sind folgende 
Einzelheiten festzulegen: […] 3. die Bauli-

nien, das sind die für jeden Bauplatz festzu-
legenden Grenzlinien, innerhalb derer Ge-
bäude errichtet werden dürfen; 4. die Be-

bauungsweisen, das heißt die Anordnung 
der Gebäude zu den Grenzen des Bauplat-
zes; 5. die maximalen Gebäudehöhen (Ge-
schoßanzahl); 6. allgemeine Bestimmungen 
über die äußere Gestaltung der Gebäude; 

7. die bauliche Ausnutzung der Bau-
plätze. 

Abs. 2 Im Bebauungsplan (Teilbebauungs-
plan) können weiters festgelegt werden: 1. 
Baulinien, an die bei Bebauung des Bau-

platzes angebaut werden muss (zwingende 
Baulinien);[…] 5. die Zahl, Lage, Art und 
Gestaltung von privaten Abstellanlagen; 
[…] 7. die Errichtung und Gestaltung von 
Einfriedungen, Werbemaßnahmen und 

sonstigen, nicht mit einem Haupt- oder Ne-
bengebäude in Verbindung stehenden Maß-

nahmen und Bauwerken; 8. besondere 
Bestimmungen über Firstrichtung, Dach-

neigung und dgl. 
Straßenausrichtung und Querschnitte 

 Festsetzung Straßenquerschnitte und Ausstattung 

§ 5 Inhalt der Bebauungspläne: (2) Die 
Bebauungspläne haben zu enthalten:[…] c) 
für Verkehrsflächen die Höhenlagen und die 
Breiten sowie die insbesondere durch Min-
destmaße festgelegte Ausgestaltung der 

Querschnitte. 

§ 30 Inhalt des Bebauungsplans: Abs. 3 
Der Bebauungsplan darf die in den Absät-
zen 1 und 2 angeführten Regelungen, so-

weit dies zur Erreichung der Zielsetzung des 
örtlichen Raumordnungsprogrammes erfor-

derlich ist, auch für das Grünland und für 
Bauwerke auf Verkehrsflächen treffen. 

Auch die Ausgestaltung der bestehenden 
und der geplanten Verkehrsflächen darf im 

Bebauungsplan geregelt werden. 
§ 32 Regelung der Verkehrserschlie-
ßung: Abs. 1 Bei der Regelung der Ver-

kehrserschließung ist die Sicherheit der Ver-
kehrsteilnehmer und Anrainer und die um-
weltgerechte Abwicklung des Verkehrs zu 

berücksichtigen. Die Regelung erfolgt insbe-
sonders durch die Festlegung von Stra-

ßenfluchtlinien und vorderen Baufluchtli-
nien. 

§ 47 Inhalt des Bebauungsplanes (Teilbe-
bauungsplanes) Abs. 1 Durch den Bebau-

ungsplan (Teilbebauungsplan) sind folgende 
Einzelheiten festzulegen: 1. der Verlauf 

und die Breite (Regelprofile) der Verkehrs-
flächen; 2. Straßenfluchtlinien, das sind 
die Grenzlinien zwischen öffentlichen Ver-
kehrsflächen und den übrigen Grundstü-

cken; 
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Wien Niederösterreich Burgenland 
Reduktion des Versiegelungsgrades 

 

§ 14 Flächenwidmungsplan: (2) Bei 
der Ausarbeitung örtlicher Entwick-

lungskonzepte und Flächenwidmungs-
pläne sind folgende Planungsrichtli-

nien einzuhalten: 3. Bei der Widmung 
von Bauland sind gemäß § 17 geeig-
nete Maßnahmen zur Baulandmobili-
sierung anzuwenden und es ist des-
sen möglichst flächensparende Inan-

spruchnahme sicherzustellen. 
 

§ 16 Bauland Abs. 1 Z 8: Wohnge-
biete für nachhaltige Bebauung, die für 
die in der Z 1 aufgezählten Nutzungen 
bestimmt sind, wobei die Geschoßflä-

chenzahl (§ 4 Z 17 NÖ BO 2014, 
LGBl. Nr. 1/2015 in der geltenden Fas-

sung) über 1 betragen darf. Die 
höchstzulässige Geschoßflächenzahl 
ist anzugeben und muss größer als 1 

sein. 
9. Kerngebiete für nachhaltige Bebau-
ung, die für die in der Z 2 aufgezählten 
Nutzungen bestimmt sind, wobei die 

Geschoßflächenzahl (§ 4 Z 17 NÖ BO 
2014, LGBl. Nr. 1/2015 in der gelten-
den Fassung) über 1 betragen darf. 

Die höchstzulässige Geschoßflächen-
zahl ist anzugeben und muss größer 

als 1 sein. 
 

§ 17 Baulandmobilisierung, Sonder-
formen der Vertragsraumordnung 

(1) Die Gemeinden haben bei Erstwid-
mungen von Bauland und bei der Än-
derung von Baulandwidmungsarten 

durch geeignete Maßnahmen, wie ins-
besondere durch Festlegung einer Be-

fristung nach Abs. 2 oder Abschluss 
von Verträgen nach Abs. 3 eine ra-

sche Bebauung sicherzustellen. 

§ 24 Sparsamer Umgang mit Bau-
land und Maßnahmen zur Bauland-

mobilisierung 

(1) Die Örtliche Raumplanung hat den 
sparsamen Umgang mit Bauland als 
besonders wichtiges Planungsziel zu 
berücksichtigen. Ein Baulandbestand, 
dessen Ausmaß den voraussichtlichen 
Bedarf in der Gemeinde in einem Zeit-
raum von fünf bis zehn Jahren über-

steigt, ist zu vermeiden. 
 

§ 24a Baulandmobilisierungsab-
gabe: (1) Das Land erhebt eine Bau-

landmobilisierungsabgabe als gemein-
schaftliche Landesabgabe […](2) Ge-
genstand der Abgabe sind unbebaute 
Baulandgrundstücke, die als Bauland 
der Widmungskategorien gemäß § 33 
Abs. 3 Z 1 bis 9 ausgewiesen sind, de-

ren aktuelle Widmung vor mehr als 
fünf Jahren festgelegt wurde. 
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Reduktion des Versiegelungsgrades  

 Maß der baulichen Dichte, Grundflächenzahlen, Geschoßflächenzahlen, überbaubare und nicht überbaubare 
Grundstücksflächen sowie die Stellung der baulichen Anlagen, 

 Festsetzung der Mindestmaße von Baugrundstücken, 
 Flächen für Nebengebäude oder Garagen, 

§ 5.Inhalt der Bebauungspläne: (4) 
Über die Festsetzungen nach Abs. 2 
und 3 hinaus können die Bebauungs-

pläne zusätzlich enthalten: […] d) 
Bestimmungen über die flächenmä-
ßige beziehungsweise volumenbe-

zogene Ausnützbarkeit der Bau-
plätze und der Baulose oder von Tei-
len davon; […]  q) die Unzulässigkeit, 
mit unterirdischen Bauwerken über 

Baufluchtlinien vorzuragen; 
 

§ 82 Nebengebäude: (3) Neben-
gebäude dürfen auf allen kraft des Be-
bauungsplanes unbebaut zu belassen-
den Flächen des Bauplatzes errichtet 
werden, wenn für diese Flächen nicht 

die gärtnerische Ausgestaltung gemäß 
§ 5 Abs. 4 lit. p angeordnet ist. In Vor-
gärten und auf Abstandsflächen sind 

Nebengebäude unbeschadet des 
Abs. 4 und der Bestimmungen über 

die Errichtung von Garagen unzuläs-
sig. (4) Beträgt die Gebäudehöhe von 
Nebengebäuden nicht mehr als 2,50 m 

und die Firsthöhe nicht mehr als 
3,50 m und werden sie in einer Tiefe 
von mindestens 10 m ab der Vorgar-
tentiefe errichtet, dürfen sie auch auf 
den kraft Gesetzes oder des Bebau-
ungsplanes ansonsten unbebaut zu 

belassenden Flächen des Bauplatzes 
errichtet werden; die Anordnung der 

gärtnerischen Ausgestaltung von 
Grundflächen nach § 5 Abs. 4 lit. p 
steht dem nicht entgegen. (5) Die 

durch Nebengebäude in Anspruch 
genommene Grundfläche ist auf die 
nach den gesetzlichen Ausnutzbar-

keitsbestimmungen bebaubare Fläche 
und die die nach § 5 Abs. 4 lit. d durch 
den Bebauungsplan beschränkte be-
baubare Fläche des Bauplatzes an-
zurechnen. Im Gartensiedlungsgebiet 
ist die mit einem Nebengebäude be-

baute Grundfläche auf die Ausnutzbar-
keitsbestimmungen eines Bauloses 
dann anzurechnen, wenn die bebau-
bare Fläche im Bebauungsplan mit 

mindestens 100 m2 festgesetzt ist. (6) 
Den Bestimmungen der Abs. 2 bis 5 
unterliegen auch Flugdächer jeder 

Größe. 

§ 30 Inhalt des Bebauungsplans: 
Abs. 2 Im Bebauungsplan dürfen ne-
ben den in Abs. 1 vorgesehenen Re-
gelungen für das Bauland festgelegt 
werden: […] 4. Baufluchtlinien, 5. 

Mindestmaße und/oder Höchstmaße 
von Bauplätzen, 6. Bebauungsdichte 
oder höchstzulässige Geschoßflä-

chenzahl (§ 4 Z 17 NÖ BO 2014, 
LGBl. Nr. 1/2015), 7. Freiflächen und 

deren Ausgestaltung, […]10. die 
Lage und das Ausmaß von privaten 
Abstellanlagen, […] 15. die Anord-

nung und Gestaltung oder das Verbot 
von Nebengebäuden und von Anla-
gen, deren Verwendung der von Ge-
bäuden gleicht, […] 20. Zonen, in de-

nen die Ableitung von Nieder-
schlagswässern von versiegelten 

Flächen oder Dachflächen in einem 
dafür vorgesehenen Kanal oder in ei-
nem Vorfluter untersagt oder in einem 
anzugebenden Ausmaß eingeschränkt 

wird, […] 24. Grundflächen in be-
stimmten Teilen oder in einem be-

stimmten prozentuellen Ausmaß in-
klusive deren Oberflächenbeschaf-

fenheit, die für die Versickerung 
von Niederschlagswasser vorzuse-

hen sind, 25. eine verpflichtend herzu-
stellende Ausführung der Baukörper in 

bestimmten Bereichen zur Begren-
zung des Schadensausmaßes in na-

turgefährdeten Bereichen; ebenso 
Maßnahmen zur Oberflächengestal-
tung im Hinblick auf eine möglichst 

schadlose Abfuhr von Nieder-
schlagswasser sowie von Wildbach- 

oder Hochwasserereignissen. 

§ 47 Inhalt des Bebauungsplanes 
(Teilbebauungsplanes): Abs. 1 

Durch den Bebauungsplan (Teilbebau-
ungsplan) sind folgende Einzelheiten 

festzulegen: […] 3. die Baulinien, das 
sind die für jeden Bauplatz festzule-
genden Grenzlinien, innerhalb derer 
Gebäude errichtet werden dürfen; 4. 

die Bebauungsweisen, das heißt die 
Anordnung der Gebäude zu den Gren-
zen des Bauplatzes; 5. die maximalen 
Gebäudehöhen (Geschoßanzahl); 6. 
allgemeine Bestimmungen über die 

äußere Gestaltung der Gebäude; 7. 
die bauliche Ausnutzung der Bau-

plätze. 
Abs. 2 Im Bebauungsplan (Teilbebau-
ungsplan) können weiters festgelegt 
werden: 1. Baulinien, an die bei Be-

bauung des Bauplatzes angebaut wer-
den muss (zwingende Baulinien);[…] 
5. die Zahl, Lage, Art und Gestaltung 
von privaten Abstellanlagen; […] 7. 
die Errichtung und Gestaltung von 

Einfriedungen, Werbemaßnahmen 
und sonstigen, nicht mit einem Haupt- 

oder Nebengebäude in Verbindung 
stehenden Maßnahmen und Bauwer-

ken; 8. besondere Bestimmungen über 
Firstrichtung, Dachneigung und dgl 
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Wien Niederösterreich Burgenland 
Erhöhung der Albedo 

 Oberflächenmaterialien, Fassadenmaterialien, Fassadenfarben 
§ 5.Inhalt der Bebauungspläne:  (4) 
Über die Festsetzungen nach Abs. 2 
und 3 hinaus können die Bebauungs-

pläne zusätzlich enthalten: […] k) 
Bestimmungen über die Ausbildung 

der Fronten und Dächer der Ge-
bäude, insbesondere über die Begrü-
nung der Straßenfronten und der Dä-

cher,  

§ 30 Inhalt des Bebauungsplans: 
Abs. 2 Im Bebauungsplan dürfen ne-
ben den in Abs. 1 vorgesehenen Re-
gelungen für das Bauland festgelegt 
werden: […], 7. Freiflächen und de-

ren Ausgestaltung 

§ 47 Inhalt des Bebauungsplanes 
(Teilbebauungsplanes): Abs. 1 Durch 
den Bebauungsplan (Teilbebauungs-
plan) sind folgende Einzelheiten fest-
zulegen: […] 6. allgemeine Bestim-

mungen über die äußere Gestaltung 
der Gebäude 
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Wien Niederösterreich Burgenland 
Sicherung von Grünflächen und Vegetation auf den Grundstücken 

 Gärtnerische Ausgestaltung 
 Vorgärten 
 Durchgrünung 
 Flächenversiegelung 

§ 1a. Maßnahmen der Gemeinde als 
Trägerin von Privatrechten: (1) Die 
Gemeinde ist berechtigt als Trägerin 
von Privatrechten zur Unterstützung 
der Verwirklichung der im § 1 Abs. 2 
genannten Planungsziele, insbeson-
dere zur Vorsorge ausreichender Flä-
chen für den erforderlichen Wohnraum 
und für Arbeits- und Produktionsstätten 

des Gewerbes, der Industrie und zur 
Erbringung von Dienstleistungen jeder 

Art, sowie über die Beteiligung der 
Grundeigentümer an den der Ge-
meinde durch die Festsetzung von 

Grundflächen als Bauland erwachsen-
den Kosten der Infrastruktur privat-

rechtliche Vereinbarungen abzu-
schließen. 

 
§ 5.Inhalt der Bebauungspläne:  (4) 
Über die Festsetzungen nach Abs. 2 
und 3 hinaus können die Bebauungs-
pläne zusätzlich enthalten: […] p) die 
Anordnung der gärtnerischen Ausge-
staltung unbebauter Grundflächen; 

 
§ 79 Vorgärten, Abstandsflächen 

und gärtnerisch auszugestaltende 
Flächen: (1) Der Vorgarten ist der an 
der Baulinie, Straßenfluchtlinie oder 
Verkehrsfluchtlinie gelegene Grund-

streifen, der frei bleibt, wenn durch den 
Bebauungsplan das Anbauen eines 

Gebäudes an diesen Fluchtlinien unter-
sagt ist. Seine Tiefe beträgt 5 m, soweit 
im Bebauungsplan durch Fluchtlinien 

nicht eine andere Tiefe festgesetzt 
wird. […] 

(6) Vorgärten, Abstandsflächen und 
sonstige gärtnerisch auszugestal-

tende Flächen sowie jene Flächen von 
Baulosen, die innerhalb der in Abs. 5 
genannten Abstände liegen, sind, so-

weit auf diesen Flächen zulässige Bau-
werke oder Bauwerksteile nicht errich-
tet werden, gärtnerisch auszugestal-
ten und in gutem Zustand zu erhal-
ten. Befestigte Wege und Zufahrten, 

Stützmauern, Stufenanlagen, Rampen 
uä. sind nur im unbedingt erforderlichen 
Ausmaß zulässig. Darüber hinaus sind 
Schwimmbecken bis zu einem Gesamt-
ausmaß von 60 m3 Rauminhalt zuläs-

sig; diese müssen von Nachbargrenzen 
einen Abstand von mindestens 3 m ha-

ben, sofern der Nachbar nicht einem 
geringeren Abstand zustimmt. (7) 

Kommt entsprechend den Bestimmun-
gen des Bebauungsplanes die gärtneri-
sche Ausgestaltung zur Ausführung, ist 
je angefangene 250 m2 Gartenfläche 
ein Baum in verschulter Qualität zu 

pflanzen; ausgenommen davon sind 
Gebiete der Bauklasse I und Garten-

siedlungsgebiete. 

§ 30 Inhalt des Bebauungsplans: 
Abs. 2 Im Bebauungsplan dürfen neben 
den in Abs. 1 vorgesehenen Regelun-

gen für das Bauland festgelegt werden: 
7. Freiflächen und deren Ausgestal-
tung, […] 20. Zonen, in denen die Ab-
leitung von Niederschlagswässern 

von versiegelten Flächen oder Dach-
flächen in einem dafür vorgesehenen 

Kanal oder in einem Vorfluter untersagt 
oder in einem anzugebenden Ausmaß 
eingeschränkt wird, […] 24. Grundflä-
chen in bestimmten Teilen oder in ei-
nem bestimmten prozentuellen Aus-

maß inklusive deren Oberflächenbe-
schaffenheit, die für die Versicke-

rung von Niederschlagswasser vor-
zusehen sind, 25. eine verpflichtend 

herzustellende Ausführung der Baukör-
per in bestimmten Bereichen zur Be-
grenzung des Schadensausmaßes in 
naturgefährdeten Bereichen; ebenso 

Maßnahmen zur Oberflächengestaltung 
im Hinblick auf eine möglichst schad-
lose Abfuhr von Niederschlagswas-
ser sowie von Wildbach- oder Hoch-

wasserereignissen. 

§ 47 Inhalt des Bebauungsplanes 
(Teilbebauungsplanes): Abs. 2 Im Be-
bauungsplan (Teilbebauungsplan) kön-
nen weiters festgelegt werden: […] 2. 

die Darstellung der innerhalb des Bau-
landes gelegenen Grünflächen, zB für 

Kleinkinder- und Kinderspielplätze, 
Sitzplätze und dgl. 

Förderung der Gebäudebegrünung 
 Fassadenbegrünung 
 Dachbegrünung 
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§ 5.Inhalt der Bebauungspläne:  (4) 
Über die Festsetzungen nach Abs. 2 
und 3 hinaus können die Bebauungs-

pläne zusätzlich enthalten: […] k) Best-
immungen über die Ausbildung der 

Fronten und Dächer der Gebäude, ins-
besondere über die Begrünung der 
Straßenfronten und der Dächer, 

§ 30 Inhalt des Bebauungsplans: […] 
22. Begrünung von Gebäudeflachdä-

chern oder alternativ von Fassadenflä-
chen sowie von betrieblichen und priva-
ten Abstellanlagen in einem bestimm-
ten Ausmaß und Erhaltung all dieser 

Begrünungsmaßnahmen, 

§ 47 Inhalt des Bebauungsplanes 
(Teilbebauungsplanes): Abs. 1 Durch 
den Bebauungsplan (Teilbebauungs-

plan) sind folgende Einzelheiten festzu-
legen: […] 6. allgemeine Bestimmun-
gen über die äußere Gestaltung der 

Gebäude 

Wien Niederösterreich Burgenland 
Verbesserung des Kleinklimas und der Aufenthaltsqualität öffentlicher Räume 

§ 1 Festsetzung und Abänderung 
der Flächenwidmungspläne und der 

Bebauungspläne: Abs. 2 Z 8 Vor-
sorge für zeitgemäße Verkehrsflächen 
zur Befriedigung der Mobilitätsbedürf-
nisse der Bevölkerung und der Wirt-

schaft unter besonderer Berücksichti-
gung umweltverträglicher und ressour-
censchonender Mobilitätsformen sowie 
der Senkung des Energieverbrauchs; 

§ 30 Inhalt des Bebauungsplans: 
Abs. 3 Der Bebauungsplan darf die in 

den Absätzen 1 und 2 angeführten Re-
gelungen, soweit dies zur Erreichung 

der Zielsetzung des örtlichen Raumord-
nungsprogrammes erforderlich ist, 

auch für das Grünland und für Bau-
werke auf Verkehrsflächen treffen. 
Auch die Ausgestaltung der beste-

henden und der geplanten Verkehrs-
flächen darf im Bebauungsplan gere-

gelt werden. 

§ 39 Verkehrsflächen: Als Verkehrs-
flächen sind solche Flächen vorzuse-
hen, die der Abwicklung des Verkehrs 
oder der Aufschließung des Baulandes 
und des Grünlandes dienen. Dazu ge-
hören auch die für die Erhaltung und 

den Schutz der Verkehrsanlagen 
und Versorgungsleitungen erforder-

lichen Flächen. 

Grüne Infrastruktur 
 Baumpflanzungen 
 Straßenbegleitgrün 

§ 5 Inhalt der Bebauungspläne: 
Abs.2 lit. c:für Verkehrsflächen die Hö-
henlagen und die Breiten sowie die ins-
besondere durch Mindestmaße festge-
legte Ausgestaltung der Querschnitte.  
Ergänzend: Schaffen der Vorausset-

zungen für Baumpflanzungen über Be-
sondere Bestimmung möglich 

§ 30 Inhalt des Bebauungs-
plans:  

Abs.2 Z 7. Freiflächen und deren Aus-
gestaltung 

Z 22. Begrünung von Gebäude-
flachdächern oder alternativ von Fas-
sadenflächen sowie von betrieblichen 
und privaten Abstellanlagen in einem 
bestimmten Ausmaß und Erhaltung all 

dieser Begrünungsmaßnahmen, 

§ 47 Inhalt des Bebauungsplanes 
(Teilbebauungsplanes) Abs 1 Z 1.der 

Verlauf und die Breite (Regelprofile) 
der Verkehrsflächen; 

Blaue Infrastruktur 
 Wasserflächen 

§ 5 Inhalt der Bebauungspläne: 
Abs.2 lit. c:für Verkehrsflächen die Hö-
henlagen und die Breiten sowie die ins-
besondere durch Mindestmaße festge-
legte Ausgestaltung der Querschnitte.  

 

§ 30 Inhalt des Bebauungsplans: 
Abs.2 23. Zonen, in denen die Samm-
lung von Niederschlagswässern in ei-
nem bestimmten Ausmaß in dafür ge-

eigneten Behältern (Zisternen) zu erfol-
gen hat, 

24. Grundflächen in bestimmten Teilen 
oder in einem bestimmten prozentuel-
len Ausmaß inklusive deren Oberflä-
chenbeschaffenheit, die für die Versi-

ckerung von Niederschlagswasser vor-
zusehen sind, 

§ 45 Wirkung des Flächenwid-
mungsplanes: Abs. 4 Baumaßnahmen 

in Verkehrsflächen, Grünflächen ge-
mäß § 40 Abs. 3 und sonstigen Grün-
flächen sind zulässig, wenn sie für die 
der Flächenwidmung entsprechende 

Nutzung notwendig sind. Weiters ist in 
Grünflächen und in Verkehrsflächen 

die Errichtung von flächenmäßig nicht 
ins Gewicht fallenden im Zusammen-
hang mit der Wasser- und Energiever-

sorgung, der Abwasserentsorgung, 
dem Fernmelde- und Sendewesen o-
der dem Sicherheitswesen erforderli-

chen Anlagen sowie von zeitlich befris-
tet errichteten Bauten zulässig. Ebenso 

sind Maßnahmen zur Erhaltung oder 
Verbesserung des Naturhaushaltes (zB 

Biotope) zulässig. 
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Wien Niederösterreich Burgenland 

Verringerung der Auswirkungen von Trockenheit 

§ 1. Festsetzung und Abände-
rung der Flächenwidmungspläne 

und der Bebauungspläne: (2) Bei der 
Festsetzung und Abänderung der Flä-
chenwidmungspläne und der Bebau-
ungspläne ist insbesondere auf fol-
gende Ziele Bedacht zu nehmen: 9. 

Vorsorge für klimaschonende und zeit-
gemäße Einrichtungen zur Ver- und 
Entsorgung, insbesondere in Bezug 
auf Wasser, Energie und Abfall unter 
besonderer Berücksichtigung der effi-

zienten Nutzung der Potentiale von Ab-
wärme und erneuerbaren Energien, ei-
nes nachhaltigen Regenwasserma-

nagements, einer nachhaltigen 
Kreislaufwirtschaft und unter Vermei-

dung einer unzumutbaren Belastung 
durch Doppelgleisigkeiten der Infra-

struktur; 

§ 1 Begriffe und Leitziele: Abs. 2 Z 1 
i) Vermeidung von Gefahren für die 

Gesundheit und Sicherheit der Bevöl-
kerung. […] Sicherung des natürli-

chen Wasserhaushaltes 
§ 14 Flächenwidmungsplan: Abs. 2 Z 
9. Bei der Weiterentwicklung der Sied-

lungsstrukturen ist das erforderliche 
Ausmaß an grüner Infrastruktur (Frei-
flächen, Gebäudebegrünungen u. dgl.) 
zum Zwecke der Klimawandelanpas-
sung, zur Sicherung geeigneter und 

gefahrlos erreichbarer Naherholungs-
einrichtungen für die Bevölkerung so-

wie zum Management des an der Ge-
ländeoberfläche abfließenden Nie-
derschlagswassers zu ermitteln und 
geeignete Maßnahmen für die Sicher-
stellung der Umsetzung strategisch zu 

verankern. 
Abs. 2 Z 7 Bei der Erstwidmung und 
der Änderung der Widmungsart des 
Baulandes sind eine ordnungsge-

mäße Wasserversorgung und eine 
ordnungsgemäße Abwasserentsorgung 
Freiwillig: Regenwasserplan, Trinkwas-

serplan 

§ 33 Bauland: (1) Als Bauland sind nur 
solche Flächen vorzusehen, die sich 

auf Grund natürlicher Voraussetzungen 
für die Bebauung eignen und den vo-

raussichtlichen Baulandbedarf der Ge-
meinde zu decken imstande sind. Ge-
biete, deren Erschließung unwirtschaft-

liche Aufwendungen für die Wasser-
versorgung, die Abwässerbeseiti-
gung, die Stromversorgung oder für 

den Verkehr erforderlich machen 
würde oder die sich wegen der Grund-
wasserverhältnisse, der Bodenverhält-
nisse oder der Hochwassergefahr für 

die Bebauung nicht eignen, dürfen 
nicht als Bauland gewidmet werden. 
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Interviewleitfaden 

 

Im Rahmen der ExpertInnengespräche sollen die aktuelle Umsetzung, Herausforderungen 

bzw. die Möglichkeiten zur Berücksichtigung der Anpassung an die Herausforderungen des 

Klimawandels in der räumlichen Planung erhoben werden. Ziel ist, konkrete Anknüpfungs-

punkte für die Umsetzung von Climate Proofing auf den unterschiedlichen Planungsebenen 

und durch verschiedene Planungsinstrumente zu identifizieren.  

 

Themenbereiche für die Interviews  

1. Anknüpfungspunkte bzw. Notwendigkeiten zum Climate Proofing mittels der (Planungs-

)Instrumente im eigenen Wirkungsbereich inkl. möglichem Änderungsbedarf 

2. Bisherige Berücksichtigung von Climate Proofing im eigenen Wirkungsbereich 

3. Zukünftige Möglichkeiten zum Climate Proofing in Abstimmung mit Zielsetzungen ande-

rer Planungsebenen  

4. Raumübergreifende Herausforderungen und Schnittstellen bzw. Koordination mit ande-

ren Planungsbereichen 

5. Notwendige Daten- und Entscheidungsgrundlagen um Climate Proofing um zu setzen 

6. Sammlung von Gute-Praxis-Beispielen bzw. aktuellen Projekten in denen Maßnahmen 

zum Climate Proofing berücksichtigt wurden bzw. werden können.  
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1. Anknüpfungspunkte bzw. Notwendigkeiten zum Climate Proofing 

mittels der (Planungs-)Instrumente im eigenen Wirkungsbereich  

Haben sie in ihrem Wirkungsbereich ein Projekt begleitet bzw. bearbeitet das sich mit der An-

passung an den Klimawandel in der räumlichen Entwicklung auseinander setzt? 

Wenn ja: 

 Mit welchen zentralen Herausforderungen waren Sie konfrontiert?  

 Welche Lösungen wurden gefunden? 

 Welche planerischen Instrumente wurden genutzt um ein Climate Proofing zu unterstüt-

zen? 

 

2. Bisherige Berücksichtigung von Climate Proofing im eigenen 

Wirkungsbereich 

 Inwieweit sind Sie in Ihrem persönlichen Aufgabengebiet/-bereich bereits mit Klimawan-

delfolgen befasst gewesen?   

 Wurde in Folge die Möglichkeit zum Climate Proofing bereits berücksichtigt in der räum-

lichen Planung in Ihrem Aufgabenbereich bzw. Planungsgebiet?   

o Wenn ja, durch welche Instrumente? 

o Können Sie ggf. konkrete Beispiele von Planungen nennen, bei denen Climate Proo-

fing nachweislich erfolgreich berücksichtigt wurde?  

o Gibt es umgekehrt Planungen, bei denen das Climate Proofing weniger erfolgreich 

war als erwartet bzw. bei denen Korrekturen erfolgen mussten/ müssten? 

 

3. Zukünftige Möglichkeiten zum Climate Proofing in Abstimmung 

mit Zielsetzungen anderer Planungsebenen  

Klimasignale – Betroffenheit bzw. Relevanz 

 Wie schätzen Sie die Relevanz von Klimawandelfolgen für den Planungsraum/ Ihre 

persönlichen Aufgabengebiete zukünftig ein?    

 Welche Herausforderungen durch sich verändernde Klimasignale, die über Ihren ei-

genen Planungsraum bzw. die Planungsebene hinaus gehen (inklusive Abstufung 

bzw. Berücksichtigung von übergeordneten Zielen), ergeben sich Ihrer Meinung 

nach?   
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Instrumentenspezifische Fragen  

 Welche Instrumente bzw. Planungsschritte auf Ihrer Planungsebene erachten Sie als 

geeignet um diesen Herausforderungen zukünftig zu begegnen?   

 Wo gibt es ihrer Ansicht nach rechtlichen Änderungs-/ Ergänzungsbedarf um Climate 

Proofing zu ermöglichen?  

 Wo besteht inhaltlicher Bedarf an 

o zusätzlichen Daten/ Impact Modellen mit räumlicher Verschneidung 

o Informationen/ Informationen  

o Bewusstseinsbildung  

o Zielvorgaben   

o Maßnahmenkatalogen   

o o.ä. ?   

Hindernisse für die Berücksichtigung von KW-folgen bzw. Möglichkeiten zum Climate 

Proofing   

 Welche Hindernisse für die Berücksichtigung von Optionen zum Climate Proofing (z. B. 

fehlende Datengrundlagen, rechtliche Möglichkeiten, etc.) nehmen Sie in Ihrem Pla-

nungsgebiet bzw. auf dieser Planungsebene (Land/Region/Gemeinde) wahr?   

 Wie schätzen Sie die Herausforderungen für die Koordinierung mit anderen Planungs-

ebenen (Zielvorgaben/ Betroffenheitsanalyse/ Maßnahmen) ein?  

 Wie sind akteurs-bezogene Ressourcen bzw. Kommunikationswege institutionalisiert, 

die zur Berücksichtigung von KW-folgen benötigt würden?  

 In welchen Instrumenten bräuchte es Ihrer Ansicht nach (mehr) Flexibilität um auf neue 

Herausforderungen reagieren zu können?   

4. Raumübergreifende Herausforderungen und Schnittstellen bzw. 

Koordination mit anderen Planungsbereichen 

Schnittstelle/ Koordination mit sektoraler Planung – Vertiefende Fragen   

 Welche konkreten Möglichkeiten zur Berücksichtigung der Ziele, Vorgaben und Maßnah-

men hinsichtlich der Berücksichtigung von Klimawandelfolgen durch andere Planungsin-

strumente außerhalb der Raumplanung gibt es in den Planungsprozessen?   

o WIE und WOZU ist bereits ein Austausch erfolgt (welche Extremereignisse/ KW-fol-

gen)?   
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o Mit WELCHEN anderen Abteilungen ist der Austausch erfolgt und WER hat es KO-

ORDINIERT?   

o Wo gibt es Änderungs-/ Ergänzungsbedarf zur besseren Abstimmung mit anderen 

Fachbereichen   

Schnittstellen zu den anderen Bundesländern / PGO Raum 

 Erfolgt eine Abstimmung mit anderen Bundesländern in Bezug zur Anpassung an den 

Klimawandel in der räumlichen Planung? 

o Wenn ja: Wie erfolgt die Abstimmung mit anderen Bundesländern? Auf welchen Ebe-

nen bzw. wer ist beteiligt? 

o Wenn nein: Wäre eine Abstimmung notwendig? 

o Wenn ja: In welchen Bereichen? Auf welchen Ebenen? 

 Welche Synergien könnten durch eine Bundesländer- bzw. Regionsübergreifende Ab-

stimmung gewonnen werden? 

5. Abschluss 

 Haben wir einen Punkt vergessen, auf den Sie noch hinweisen oder eingehen möchten? 

 Können Sie uns noch eine(n) Experten/Expertin empfehlen? 

Vielen Dank für die Bereitschaft zum Gespräch und die Weitergabe Ihrer Erfahrungen 

und Ihres Wissens! 

 


